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Nur ganz zaghaft hat ſich das Schlagwort Pan
Europa in die öffentliche Erörterung hineingedrängt. Es
iſt das Jdeal von übermorgen und ſicher ein Gedanke, der
in der Zukunft nicht aus der leidenſchaftlichen Begeiſte

rung der Völker, ſondern unter dem eiſernen Zwang der
Notwendigkeiten einmal Formen gewinnen kann. Heute
iſt er nur eine Fata morgang, die am Himmel auftaucht
und wieder vezſchwindet. Wenn man trotzdem ihm eini
ge Worte zu Aidmen hat, ſo geſchieht es, weil dieſer Ge

danke plötzlich mit einem negativen Vorzeichen zu einer
gewiſſen Bedeutung gelangt iſt. Nicht die Völker des

alten Kontinents haben plötzlich die ſittliche Kraft gewon
nen, ſich über ihre Streitigkeiten zu erheben, und das Ge
meinſame bewußt und deutlich zu betonen, ſondern umge
ehrt die übrigen Erdteile ſtoßen Europa geradezu ge
waltſam in eine Selbſtbeſinnung hinein, die vielleicht ein

mal Folgen haben wird. Vielleicht nicht ſicher. Jeden
falls geht von Genf heute ein Serpentinweg in ungezähl

n Windungen auf die Höhe, auf der einſam dann Euro
tronen wird.

Der Austritt Braſiliens aus dem Völkerbunde kann
nicht gleichgültig aufgenommen werden. Gewiß, auch Ar
gentinien hat vor nicht zu langer Zeit den gleichen Schritt

und trotzdem jetzt den Rückweg gefunden, aber die
Kriſe greift tiefer, ſte greift an die Würzeln der

ch err Borah, der Unermüdliche Vorkäm
gen die Beteiligung der Vereinigten Sagten an

rbund und Weltſchiedsgerichtshof, ſondern auch die
ſhingtoner Regierung ſelbſt, die zum mindeſten dem

lten Braſiliens freundlichen Beifall ſpendet. Borah
dete ſeine Anſchauungen in die Worte, Pan Amerika
e am Genfer See nichts zu ſuchen. Dort ſolle Europa

eigenen Angelegenheiten ohne fremde Einmiſchung
en. Das iſt die alte ManroeDoktrin, die in neuer
m Leben gewinnt. Sie iſt in der Tat der ſchärfſte

egenſatz zu jenen Akten, die in Verſailles unter Mitar
t Wilſons fertiggeſtellt und dann vom Volke der Anion
Aworfen wurden. Amerika den Amerikanern, wie jene
arole lautet, heißt zugleich: Neutralität gegenüber dem

erdteil Europa Dieſe Bewegung wächſt zuſehens.
arf bei uns nicht vergeſſen, daß amerikaniſches Sie

J Sefühl, genährt noch durch die überlegene wirtſchaftli
e Kraft, und den ungeheuren Reichtum an Bodenſchätzen,
iſeren Kontinent immer als etwas machgeordnetes
ipfindet. Ein mitleidiges Lächeln, gemildert durch die
kenntnis, daß man Deutſchland, Frankreich, Jtalien
igland ſieht man nicht als europäiſche Macht, ſondern
Weltſtaat an als Käufer braucht.
Braſiliens Austritt kann ſehr wohl das ganze Gehege

kern, kann es namentlich, wenn ein Druck von Waſhing
hen auch andere ſüdamerikaniſche Nationen zu gleichem

gehen veranlaßt Noch iſt es nicht ſo weit, Argenti
n und Chile, Aruguay, Peru, um nur einige zu nennen

ten am Volkerbunde feſt, aber niemand kann ſagen,
lange ſie einem pan amerikaniſchen Drängen Wider
id leiſten Nun häufen ſich auch die Meldungen über
liche Abdankungsgelüſte in Aſien. China iſt hHölliſch
uftieden mit der wiel zu geringen Beachtung, die ihm
enkt wird und droht, die Tür in Genf hinter ſich zuzu

n fen. Perſien ſcheint eine ähnliche Neigung zu empfin
Damit beginnt der Auflöſungsprozeß, und es iſt

richtig, daß man ſich auf dieſe Möglichkeit einſtellt,
wenn man ſie noch nicht als eine Tatſache verzeichnet

Was bedeutet ein ſolcher Zerfall des Völkerbundes
uns Stcherlich iſt der größe Gedanke, der vielleicht
gewaltige Amwälzung in der Geſchichte der Menſch
darſtellt, damit auf Jahrzehnte, wahrſcheinlich auf

rhunderte begraben. Aber Realpolitik wird das nicht
al bedauern können. Die Konſtruktion des Völker
es war von vörnherein verfehlt. Man baut kein
vom Dach her, wie es geſchehen iſt. Das Funda
war nicht feſt genug gelegt. Die Kriſen mußten
hen, da Europa in ſich viel zu uneinig war, um ſeinen
en entſchloſſen zur Geltung zu bringen. Vorſicht hätte
ten, daß man erſt den ernſtlichen Verſuch machte, die
fen Gegenſätze in Europa ſelbſt zu beſeitigen. Solche
ühungen wurden verabſäumt und ſind erſt nachträg
reifbar geworden. Vor allem aber fehlte von An
an Rußland das vorläufig keinen Einfluß auf die
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n mühſam genug geſchaffenen Einrichtung in Genf.
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Entente, die jetzt wieder erneuert
wurde, hat eine ſcharfe Frontſtellung gegen Angarn und
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organtſation gegen die Sowjets
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Grade auch gegen Litauen
alien haben ſich erſt in den

ätze wieder verſchärft, woran eini
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20. Juni kömmt, weiß niemand.

wecken können
Auf jeden Fall ſoll man
eutſchlands und der Weſt

Regierung zu rechnen haben.

Es kann ſehr wohl der Kern ei
lungnahme der europäiſchen Staaten werden

Skandinaviens, auch der
Dann haben wir auchlichkeit, die Angelegenheiten zu ordnen,

hindurch dank der Uneinigkeit der Gro
nünftigen Regelung widerſtrebt haben.
handelt es ſich dabei um den Balkan und die öſterreichi

Ueber eines muß man ſich aber dabei klar
nächſt haben faſt alle Staaten mit ſich ſ.
Jn England iſt der Bruch zwiſchen der
der Regierung erfolgt, nachdem ſich Baldwin
ſtundentag im Bergbau eingeſetzt hat.
iſt das für das Kabinett ungefährlich, aber
gen haben gezeigt, daß die Stimmung ſehr we
geht, und daß eine Auflöſung des Anterhauſes

der Mehrheitsverhältniſſe
kann, zumal die Liberalen nach ihrer Spaltung in einen
Asquith Flügel und eine Lloyd George Gruppe zur Ohn

jehigen Kultusminiſters zur Folge haben wird
entwickeln ſich die Dinge in Prag, wo die Nationaldemo

zu ihnen gehörenden Außenminiſter Beneſch
aus dem Kabinett Czerny ziehen wollen,
offnen Angriff übergehen zu können.

Hier haben die Sozialiſten demMiniſterpräſidenten Bartel die Gefolgſchaft
Anter dem Einfluß Pilſudskis, der ja in Wirkl
eigentliche Herrſcher des Landes iſt, vollzieht nun Bartel

Das aber bedeutet eineſchwere Belaſtung der Außenpolttik,
das nationaliſtiſche Fahrwaſſer einlenkt.
Minderheiten ſpüren bereits erhöhten Druck, und
dreifache Dynamitattentat auf die Grube DeutſchSchar
ley iſt ein erſtes Anzeichen der beginnenden Terrorakte

Jn Frankreich iſt Briand zurückgetreten, nachdem der
Finanzminiſter Peret aus ſeinen Mißerfolgen die einzige

Vielgenannte wieder, doch ebenſogut k

hinaus durch ſein Finanzproblem völlig in
Alle Maßnahmen, die getroffen würden

haben reſtlos verſagt, und das war mit Sicherheit voraus
zuſagen, da es ſich um dieſelben Verſuche handelt, die bei
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Kampf um den Volksentſcheid tobt draußen im Lande

durch eine leidenſchaftlich ge
Der Ausgang iſt ungewiß

gemeinen wird man annehmen dürfen daß der Volksent

Namentlich das Zentrum gehtjetzt gegen ſeine Angehörigen vor, die ſich für die entſchädt
guüngsloſe Enteignung der Fürſten ausgeſprochen haben.

keiten den Geſetzgebern recht bald nahele
Regelung als die bisherige zu treffen.
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Ein Brief Dr. Schachts.
Für den auf Freiheit und Hrdnung

aufgebauten Volksſtaat Gegen die Lobhudelei von
rechts für die Demokratie!

haben die „M3. zu jeder Zeit wohlwollend behandelt
ſelbſt bei Anläſſen, wo die Erregung beſonders ſtark war,
auf Jnſeren ten und Leſer verſöhnend eingewirkt.

Dr. Schacht bleibt Demokrat!
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt mitteilt, hat

Reichsbankpräſident Dr. Schacht am 13. Juni an den
Vorſitzenden der Deutſchen Dem okratiſchen Parte das nachſtehende Schreiben gerichtet
„Sehr vwerehrter Herr Kochl Wie kaum anders zu er
warten war, iſt das Bekanntwerden meines Austritts
aus unſerer Parteiorganiſation von der politiſchen R e ch
den beifällig und von der Linken ab fällig
aufgenommen worden. Bedauerlich iſt, daß die notwen
dige Schnelligkeit des journaliſtiſchen Tagesbetriebes nicht
eine vorherige Klärung des Tatbeſtandes ermöglichte und
deshalb mag dieſer Brief vielleicht von Nutzen ſein. Jch
hatte mir erlaubt, am 19. Mai d. J. an Sie zu ſchreiben,
daß ich wegen Abweſenheit von Berlin an der Parteivor
ſtandsſitzung des folgenden Tages nicht teilnehmen könnte.

folgende zwei Sätze:
„E s handelt ſich beim Volksentſcheid u m

und ich glaube, die Demokra
radikalen Haltung
die ich durchaus verſtehen

dieſer grundſätzlichen Frage
ſie eine Partei iſt, die auſ dem Bodendes ſteht, und ſich ganz ſcharf

rennt von allen grundſätzlichen ſozialiſtiſchen und kommu
niſtiſchen Anſchauungen in dieſer Frage Es i
auch eine oſſizielle
nach meiner Auffaſſung,

Jch fügte in meinem iheit eine ſolche ſei, wo ſich di e Geiſter eventuell ſich e i
den müßten Nachdem dann die Entſcheidung des Parteivor
ſtandes, wenn auch unter grundſätzlicher Anerkennung

do raktiſch nicht im re teilte ich Jhnen am 21. MaiParteiorganiſation mit
und fügte hinzu, daß meine grundſätzliche politiſche
Anſchauung unverändert dieſelbe bleibe. Daß eine Ver
öffentlichung meiner unterblieb, beruhtdarauf, daß ich eine partei politiſche Ausnutzung ge
gen die mir naheſtehende wünſchte und daß
überdies eine Beſprechung zwiſchen Jhnen und mir vereinbart
wurde, deren Termin erſt nach Abfaſſung dieſes Brieſes lag
Eine Reihe von Vorwürſen, die mir in unſerer eigenen Partei
preſſe gemacht worden ſind, glaube ich, werden durch dieſe Tat
ſachen wi derlegt. Jch habe rechtzeitig auf meine grund
ſätzliche Anſchauung und auf ihre eventuellen Konſequenzen für
meine Perſon auſmerkſam gemacht.

Wenn mein Entſchluß mich dazu gebracht hat, aus
Parteiorgantſation gauszuſcheiden,

ſo will ich damit zum Ausdruck bringen, daß ich als orga
miſtertes Mitglied für einen nach m einer A uffaſ
ung grundſätzlich irrtüm lichen Beſchluß die
Verantwortung nicht mit übernehmen will. Von Jugend

auf habe ich Unverändert das Pr jiwateigentum und
die Erweckung des wir ſſchaftlicheindividuellen Intereſſes
micht nur als eine der unerläßlichſten Gr u n d
Tagen des Sag tes, ſondern auch als die Voraus-
ſetzung menſchlichen Zuſammenlebens überhaupt verfochten.
Nur auf Grund dieſer innerſten Neberzeugung habe ich
in den letzten Jahren gegen unſere ausländiſchen Wider
ſacher den Kampf zu führen verſucht für die Anerkennung
der wirtſchaftlichen Notwendigkeiten des deutſchen Volkes
Nur aus dieſer Ueberzeugung heraus konnte ich die Weg
nahme deutſchen Eigenktums im Kriege als den
größten Schlhag gegen da s künſftige fried
Tiche Zuſammen leben der Völker bezeichnen und
ſeine Wiedergutmachung fordern. Jch will und kann mir
guch nicht im kleinſten die moraliſche Baſis für meine wei
tere Tätigkeit in dieſer Richtung dadurch nehmen laſſen,
daß ich bei einer politiſchen Aktion paſſiv bleibe, die ge
gen meine Bemühungen ins Feld geführt werden könnte.

Jch hoffe, ſehr verehrter Herr Koch, daß dieſe kurze Be
gründung meinen Schritt für unſere politiſchen Freunde ver
ſtändlich macht. Daß dieſer Schritt von rechts her zu Angrif
fen auf die Deutſche Demokratiſche Partei benutzt wird, wird
hoffentlich aufhören, wenn ich hier ausdrücklich feſtſtelle, daß
von gllen Parteien, die auf dem Boden des Privateigentums
ſtehen, die Deutſche Demokratiſche Partei diejenige geweſen iſt,
die die möglichen Folgen einer nicht rechtzeitig ergangenen ge
ſetzlichen Regelung über die Fürſtenabfindung erkannt und ihre
Bemühungen am ſtärkſten für eine ſolche Regierung eingeſetzt

hat. Unſere Partei hat auch hier gezeigt, daß ſie von ſtagats
politiſchem Verantwortungsgefühl veſeelt iſt, und deshalb bitte
ich, ſehr verehrter Herr Koch, meine Ausführungen damit ſchlie
ßen zu dürfen, daß meine Sympathien nach wie vor mit den
jenigen Männern ſind, die von jeher für einen auf Freiheit
und Ordnung aufgebauten Volksſtaat gekämpft haben, und
denen wir es in erſter Linie zu danken haben, daß im Novem
ber 1918 das deutſche Volk nicht nach der äußeren auch noch
in den Strudel der inneren Zerſtörung hineingetrieben iſt.

Die Rechtspreſſe in unſerem Bezirk glaubt an dem
Fall Schacht ihr Süppchen kochen zu können. Leider ver
gebens! Dr. Schacht hat der Rechten eine Antwort
erteilt, die ihrer Preſſe vollkommen den Atem genommen
hat. Von der volksparteilichen Preſſe tat ſich beſonders
hie Magdeburgiſche Zeitung hervor; die mit dem Namen
Schachts gegen die Demokratiſche Partei in der ſtrupel
loſeſten Weiſe Stimmung zu machen ſuchte. Vornehm und
ſachlich zugleich wäre es geweſen wenn die „MZ.“ den
Brief des Reichsbankpräſidenten an Erich Koch im vol
len Wortlaut gebracht hätte Statt deſſen einige aus dem
Zuſammenhang herausgenommene Sätze, verſehen mit
üllerlei Bemerkungen und Prophezethungen, die an die
Art eines Märchenerzählers erinnert Da die M
den Wortlaut des Schachtſchen Briefes Kennt, wird ſie
ſelbſt zugeben müſſen, daß aus dieſem Vorfall kein volks
parteiliches Geſchäft zu machen iſt. Wir fragen hat d i e
Deutſche Demokra tiſche Partei eine ſolche
Behandlung durch die Magdeburgiſche Zei
gung verdient? Die Magdeburger Demokraten

Wir wollen uns bei Erwähnung dieſer Tatſachen nicht
wichtig tun, nur in aller Oeffentlichkeit die vornehme Art
demokratiſcher Perſönlichkeit hervorheben. Die Preſſe der
Deutſchen Volkspartei ſcheint tatſächlich in dem Wahn zu

gemeinſam mit denen von der Deutſchen

leben, daß der
die demokratiſche Organiſationen zu treiben.ſächlich keine andere Erklärung für den Eifer volkspartei

licher Redakteure.mußte, mögen unſere Leſer daraus entnehmen,

mit Entſtellungen arbeitete, in
Dr. Schacht mit der Geſamtrichtung der Deutſchen

kratiſchen Partei
Blätter der Deutſchen Volkspartei,
ſchmunzelnd ihren
dings gleich darauf eine
das Schreiben Dr.
muß ſehr ſchlecht um eine
Organe zu ſolchen Mitteln greiſen müſſen.
in dieſem Zuſammenhang nur auf eines
lange Dr. Schacht der Parteibleibt er nach wie vor wurde die Deutſche Demokrati

ſche Partei, gerade

angegriffen,Kreditpolitik unzufrieden war.Partei geht, wird er gefeiert, als der führende Mann der
deutſchen Wirtſchaft. Daraus ergibt ſich, daß man Schacht

nur wegen ſeiner politiſchen Einſtellung
neuer Beweis der unganſtändigen Kampfesweiſe.

Vorſitzenden dernem Antrieb gerichtet, nachdem durch eine

hatte ſtattfinden können.
daß die Differenzen zwiſchen derſo gering ſind, daß ohne die verfrühte Veröffentlichung

eine Verſtändigung hätteDr, Schacht fühlt ſüch nach wie vor mit der
Deutſchen
bunden.

dem Parteitag

ſchließlich die Abſichten unſerer
und es auf ein Reichstagsgeſetz, wie wir es

Fall Schacht“ geeignet iſt, einen Keil in
Es gibt tat

Zu welchen Methoden man greifen
daß man

dem behauptet wird, daß
Demo

nicht einverſtanden geweſen ſei. Die
die dieſe Darſtellung

Leſern gegeben haben, haben ſich aller
ausdrückliche Richtigſtellung durch

Schachts gefallen Jaſſen müſſen. Es
Partei beſtellt ſein, wenn ihre

Wir möchten
hinweiſen. So

angehörte Demokrat

von der Wirtſchaft, um ſeinetwillen
da die Wirtſchaft mit ſeiner ſcharfen

Jetzt, wo Schacht aus der

bekämpfte. Ein

Reichsbankpräſident Schacht hat ſeinen Brief an den
Demokratiſchen Partei ganz aus e i ge

Jndiskre
tion ſeine Austrittserklärung in die Oeffentlichkeit ge
langt war, bevor die beabſichtigte Ausſprache mit Koch

Aus dem Schreiben ergibt ſich,
Partei und Dr. Schacht

herbeigeführt werden können.

Demokratiſchen Partei ver
Es iſt nicht unwichtig, in dieſem Zuſammenhang vom

Abgeordneten Koch die Stellung der Deutſchen Demokra
tſchen Partei über den Volksentſcheid zu vernehmen Auf

des Wahlkreiſes Frankfurt a. H. bemerkt
der demokratiſche Führer zur Fürſtenabfindung Es ent
ſpricht nicht der Gepflogenheit der Deutſchen Demokra
fiſchen Partei, ihren Wählern keine beſtimmte Anweiſung

zu geben. Aber hier iſt diewirrt. Hätten ſich die Sozialdemokraten nach dem
Scheitern der Kompromißverhandlungen mit uns und dem
Zentrum über eine Frageſtellung geeinigt, bei der den
Ländern eine angemeſſene Entſchädigung der Fürſten
überlaſſen geblieben wäre, ſo würde ſich eine gewaltige
Mehrheit des deutſchen Volkes Für einen ſolchen Volks
entſcheid entſchieden haben. Jetzt liegen die Dinge ſo, daß
die Rechte bald einmal behauptet, es handle ſich um den
Gegenſatz zwiſchen Bolſchewismus und Privateigentum,
vald wieder, es handele ſich um Monarchie und Republik.
Diejenigen, die wie Herr Everling auch den Kompromiß
geſetzentwurf als einen Raub bezeichnet haben, kämpfen

Volkspartei, die
beteuern, daß ſie dieſen Kompromißgeſetzentwurf durch

bringen wollen.Die Parteileitung vermag bei dieſer Sachlage zu einer
bejahenden Beteiligung am Volksentſcheid nicht zu raten,
weil ſie das Prinzip des Privateigentums als der unent
behrlichen Grundlage jedes wirtſchaftlichen Fortſchrittes
auch in einem ſo beſonders gelegenen Falle nicht ange
kaſtet wiſſen will. Aber ſie weiſt es von ſich, von denjeni
gen ihrer Parteimitglieder abzurücken, die dieſe Frage
anders beurteilen. Es gibt viele Demokraten, die glau
ben, daß die Rechte einen Sieg als einen Sieg der
Monarchie über die Republik auswerten
werden Es gibt ferner vwiele, die glauben, daß
nur dann nach der Zu erwartenden Ablehnung
des Volksentſcheids eine angemeſſene Regelung zuſtande
käme, wenn ſich für den Volksentſcheid eine große Menge
Wähler erklärten. Sie weiſen darauf hin, daß nicht nur
Fürſt Bismar ck diejenigen werſpottete, die ſolche poli
tiſcher Fragen vom Standpunkt eines Kreisvrichters beur
leilen, ſondern daß auch der Fürſt Bülow in der pol
niſchen Enteignungsfrage diejenigen tadelte, die in ab
ſtraktem Formalismus aus einem uns Deutſchen eigenen
Trieb auch große politiſche Fragen vom Standpunkt
des Kreisrichters beurteilten, während es die erſte,
oberſte und vornehmſte Pflicht des Staates ſei, ſich ſelbſt

zu behauptenBei dieſer ohne unſere verwirrten Sachlage wird je
der Wohlwollende verſtehen, daß die Deutſche Demokrati
ſche Partei von einer Feſtlegung ihrer Anhänger abſehen
mußte. Man mag aber auch mit der Haltung der Partei
in den einzelnen Phaſen nicht einverſtanden ſein, ſo bin
ich trotzdem feſt davon überzeugt, daß hier, wie ſo häufig,

Partei ſich wer wirklichen

von vornherein beantragt haben, her aus
kommen wird. Es geht hier wie in ſo vielen Fragen,

mag das Pendel noch ſo heftig von rechts nach links und
von links nach rechts ſchwingen, ſchließlich bleibt es doch

nach vielen Mühen und Aergerniſſen auf unſerem Stand

punkt ſtehen.

Frageſtellung

nDemokratiſche Frauen zum Volksentſcheidvd. n ſich
Jn einem Rundbrief de Reichsfrauen aus Einrich

ſchuſſe s der Deutſchen Demokratiſchen Par Unabſegear
e wird mitgereilt, daß die demokratiſchen gegen
Frauen die Freigabe der Abſtimmung Zum re irt
Volksentſcheid durch die Parteileitung begr ü de vereits
ßen, Auch die Frauen betonen, daß jeder Demokrat und Juſtig

jede Demokratin
ſie vor ihrem Gewiſſen verantworten kann.Rundbrief heißt es ferner „Jn einem Punkte aber iſt vor ſt entfalt
allen Parteifreunden wohl einmütiges Handeln zu er gollzug
warten, nämlich darin, daß alle Demokraten zur Abſtim ſaſe durch
mung gehen, einerlei, wie ſie ſich entſcheiden wollen. Ent qugführen
gegen der Parole, die der Reichsfrauenausſchuß der Deut nüßten.
ſchen Volkspartei ausgegeben hat, von der Abſtimmun waltſche
fernzubleiben, ſprechen wir den Wunſch und die Erwar abhängige
kung aus, daß älle demokratiſchen Frauen ſich an der Ab nter. Er
ſtimmung beteiligen, und andere dazu auffordern, einerle anſpeuche
ob man mit „Ja“ oder „Nein“ ſtimmt, oder Stimm ſfuge der
enthaltung übt!“ Durch dieſe Ausführungen beweiſe Hndlich,
die deutſchen demokratiſchen Frauen, wie weit ſie de Staatsforn
Frauen anderer politiſcher Parteien in politiſcher Arbe hen Sta
überlegen ſind. Der Sinn zur Aufforderung an der Tei n Sie
nahme zum Volksentſcheid iſt zweifellos nur der unte n Mome
allen Amſtänden zu verhindern, daß die verfaſſungsmäß e r den
worgeſehene ſouveräne Volksentſcheidung ſabotiert wir Auch

Jeder wahren Demokratin iſt es unbegreiflich, w Ginrich
man zur Nichtbeteiligung an einem Volksentſcheid aufſo Seit mind
dern kann, wenn man die beſtehende republikaniſe ſhaſtsbetr
Reichsverfaſſung anerkennt! Ein Volksentſcheid wird b Peſonal
uns in Deutſchland ſicherlich immer nur dann geforde e Schre
werden, wenn nach Anſicht vieler Millionen deutſch Auf Dra
Staatsbürger gewählte Volksvertreter bei der Entſch gng
dung über volkswichtige Fragen verſagen Und das Finanß
dann das Hervorragende eines republikaniſchparlame s Anfang
kariſch geleiteten Stagtes, daß dann als höchſte Jnſta el
das Volk ſelbſt entſcheiden kann ſt werd

Die
Gegen die Fälſchung des Volksentſcheides. quch noch

Wnſaubere Propagandamethoden, wäte eine
Aus einer Anzahl von Orten ſind uns Mitteilung Vireihli

zugegangen, aus denen erſichtlich iſt, daß die Gegner gerwa
Volksentſcheides ſich Fälſcherkunſtſtücke bedienen um i e We
Volksentſcheid zur Ablehnung zu bringen So liegen en. 2
Flugblätter und Korreſpondengauſſätze für Zettune e verm
vor in denen es heißt „Die Teilnahme an der Abt ger
mung vergrößert alſo, auch wenn der Zettel mit „Ne alten
entſcheidet, die Gefahr, daß die erforderlichen 19 Seht
lionen Stimmen zuſammenkommen. Da vielfach der lſhaf
kratiſche Parteiorganiſationen ihre Mitglieder aufgeſ Man di
dert haben, unter allen Amſtänden zür Abſtimmung als übe
gehen Und je nach ihrem Gewiſſen mit Ja oder Nein Ns De
ſtimmen, ſo muß ausdrücklich feſtgeſtellt werden, daß Zur
dem Volksentſcheid zugrunde liegende Geſetz, da es l hung
verfaſſungsändernd angeſehen wird, nur dann a u viel
nommen gilt, wenn mehr als die Hälfte aller
berechtigten gültig mit Ja abgeſtimmt hat. Das
einer Nein-Stimme hat nicht die Wirkung, daßi dad i zu kre ſder Volksentſcheid zur Annahme gebracht wird. Ohne von Ple

lich zum Volksentſcheid ſelbſt Stellung zu nehmen: gf ſondern
die von der Rechten unternommenen Verſuche zur Gtro
ſchung des Volksentſcheides kann nicht ſcharf gef Vorträg

proteſtiert werden. überhaukäme au

weiſt da

Für eine evolkstümliche Rechtſprechun m
Demokratiſche Reſormvorſchläge. n

Bei der Beratung des Juſtizetats im preuß Wiſenſe
Landtag entwickelte der demokratiſche Abgeordnete helfe
Grzimek Königsberg beachtenswerte Vorſchläge zu Urheber
Juſtizreform an Haupt und Gliedern. werden

Dr. Grzimek führte u. a. aus kloge zu
„Der Weg zur Selbſterkenntnis geht durch die 8 Zu

durch die eigene und die fremde Wer iſt berufene angleich
mit auszuüben, als die Parlamente Kein Herunt an
ßen, ſondern ein Erkennen der Bedeutung der Rech eutſcht

chung gerade für den demokratiſch organiſierten
liegt hierin die Freigabe des politiſchen und wirt
lichen Kampfes die Amſtellung vom Ankertan zum S
bürger wirkt ſich hier aus. Bei Anerkennung deſſet
der übergroße Teil der Richter ſich redlich mit meh
weniger Erſolg im rechten Sinne bemüht, muß die
wendigkeit zur Beſſerung ſtark unterſtrichen werden Ob

Zu begrüßen ſind die Ausführungen im Brief Agnung
des Preußiſchen Richtervereins mit Senatspräſident wir g
mann „Die deutſchen Richter ehren und achten di
ſaſſung. Als Diener des Geſetzes iſt es unſere A v Ei
die Weimarer Verfaſſung als oberſtes Geſetz des de vg An
Staates dem Sinne und Worte nach zu ſtärken.“ m d

Dr. Grzimek erwähnte weiter Fälle, wo die in
heren Hoheitsbegeichnumngen auf Arteil Valion
amtlichen Schreiben der Gerichte noch immer zu W
wären und verlangte endgültige Abſtellung ſolche d
kommniſſe. Am die Richter zu der von dem Prer änn
Richterverein ſelbſt anerkannten Aufgabe der Sie
der Weimarer Verfaſſung anzuregen, verlang er
Grzimek, daß die Teilnahme an den Verfaſſ! t
feiern als dienſtliche Handlung erklärt würde W
Maßnahme zur Abhilfe erklärte er eine zie ben d
Perſon alpolitik für erforderlich. Ausg in
müſſe der ſogenannte „ſchneidige“ Beamte werde
auch ein Bücherwurm, der ſich lediglich in ſpitz
Theorien zu bewegen vermag, iſt zum Vorſitzen
Gerichtsverhandlungen nicht geeignet. Eine Miſch
allen Schichten, eine Berückſichtigung der Perſönl

i

ſei möglich. Anhörung derr Vertreter der

bei der Abſtimmung wiſſen muß, was hen
J dem deJn dem ſchuß
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Einrichtungen wird
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zu treffen.
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anwaltſchaft vor der Berichterſtattung über die ein
zelnen Richter werden von Vorteil ſein.

Einrichtungen der Juſtiz, bei denen die richterliche
Anabſetzbarkeit und An abhängigkeit nicht hemmend ent
gegenſtehe, müßten zunächſt mit dem Geiſte des Neuen
völlig durchtränkt werden. Jn erfreulichem Maße ſei
dies bereits beim Gnaden weſen der Fall, für das der
Juſtiz miniſter Am Zehnhoff viel und ent
ſcheidendes getan habe und bei dem der Rechtsgus-
ſchuß des Landtages eine ſehr glückliche Wirkſam-
keit entfaltet habe. Zu erfaſſen ſei jetzt noch der Straf
vollzug, bei dem ausgezeichnete Vorſchriften und Er
laſſe durch beſondere Energie des Miniſteriums und der
ausführenden Stellen in Wirkſamkeit umgeſetzt werden
müßten. Ganz beſonders feſt müſſe die Stagatsan-
waltſchaft angefaßt werden. Ein Staatsanwalt iſt ein
abhängiger Beamter der Verwaltung, ein politiſcher Be
amter. Er hat die Vertretung des ſtaatlichen Straf
anſpruches und iſt einer der wichtigſten Hebel und Werk
zeuge der Staatsverwaltüng. Da iſt es ganz ſelbſtver
ſtändlich, daß nur ſicher üerzeugte Anhänger der jetzigen
Staatsform, Männer, die abſolut in der Hand der poli
tiſchen Staatsverwaltung ſind, dieſes Amt bekleiden dür

Sie müſſen im Verfaſſungsausbau der Rechtspflege
das bedingungslos poſitiv

tech niſchen
auf den Geiſt zurückwirken.

Seit mindeſtens 20. Jahren hat man dem ſteigenden Ge
ſchäftsbetrieb immer nur damit abgeholfen, daß man das
Perſonal vermehrte. Ein Anfang mit der Vermehrung
von Schreibmaſchinen, Telephonen und dergl. iſt gemacht.

Auf Drängen der Demokraten und unter Be
willigung des demokratiſchen preußiſchen

Auch die Verbeſſerung der

Finanzminiſters Dr. Höpker-Aſchoff ſind ſeit
Anfang 1924 allein 2000 Schreibmaſchinen angeſchafft, fer
ner viele Telephonſyſteme, ſogar Rechenmaſchinen und

jetzt werden auch Verſuche mit Adreſſiermaſchinen gemacht.
Die Gliederung des Perſonals entſpricht

auch noch bei weitem nicht den Erforderniſſen. Am beſten
wäre eine Eingliederung durch Reichsgeſetz, überhaupt die
Verreichlichung der Juſtiz
ver waltung müßten

Bei der Strafanſtalts-

Der Wunſch der Demokraten ſei. nach Erreichung
der normalen Beſchäftigüngsziffern die Zahl der Richter
geringer, ihre Beſoldung aber weſentlich beſſer zu ge

ſtalten.
Sehr bedauerlich ſei, daß die Beteiligung der An

waltſchaft am öffentlichen Leben ſehr zurückgegangen ſei.
Man dürfe deshalb mit der Gebührenherabſetzung keines
falls über den Rahmen hinausgehen, den die Denkſchrift

des Deutſchen Anwaltvereins als berechtigt anerkennt.
Zur Entfremdung zwiſchen Rechtſpre

heee
Er einnerte an das Jdealbild des Richters
„Dab beſte iſt nicht, daß die Geſetze gelten,

ſondern der Mann, der weiſe Und königlich iſt.
Großen Nachdruck legte Dr. Grzimek darauf, daß durch

Vortrage Preſſe, Kino die Rechtſprechung und das Recht
überhaupt volkstümlicher gemacht werden müſſen. Das

käme auch dem großen Jntereſſe des Volkes entgegen. Er
weiſt dann noch auf die Notwendigkeit, die Beſtimmun

rechu
e

im prh
lhgeordne

läge zu

durch die

t berufe

in Her
z der

angleſchung mit Oeſterreich hervor

gen über die Kinder der Geſchiedenen zu regeln, die Not
wendigkeit des Schutzes der perſönlichen Ehre, auf beſſere

Geſtaltung der Anterſuchungshaft und der Diſziplinarſtrafe
hin, die heute für Strafe und Anterſuchungsgefangene
gleich iſt.
Wiſſenſchaft und bat, den Künſtlern durch Anweiſungen

Er trat ein für die Freiheit von Kunſt und

zu helfen, daß bei ſchweren Fällen von Verletzung desUrheberrechtes die ſtrafrechtliche Verfolgung eingeleitet
werden ſolle, ſtatt den Künſtler auf den Weg der Privat

klage zu verweiſen
Zum Schluß hob er die Notwendigkeit der Rechts

und ſchloß mit den
Worten „Das Vaterland muß rößer ſein, das ganze
Deutſchland muß es ſein!“

mmVolksabſtimmung
über Fürſtenabfindung.

Ob wir Gegner oder täaktiſche Anhänger der Ent
eignung ohne Entſchädigung der Fürſten ſind,

wir alle wollen eine wahrhaft freie Volksabſtimmung.

Eine ſolche iſt nicht möglich, wenn nur
die Anhänger der Enteignung zur Abſtimmung gehen,
weil dann auf dem Lande und in kleinen Städten jedernen von perſönlichen Nachteilen und Denun-
ziationen bedroht iſt.

Wenn wir alle zur Abſtimmung gehen, Freunde und
Gegner des jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Geſetzes,
dann machen wir die Abſtimmung erſt wirklich frei.

Alſo gehen wir alle zur Abſtimmung und geben un
ſern Stimmzettel ab entſprechend unſerer Ueberzeugung
mit Ja oder Nein.Wir haben Jahrzehntelang um die geheime Wahl ge

kämpft. Jetzt geht es um die wahrhaft geheime Volks
abſtimmung.
ADDPrndrourrrrrocccqcc-uuog-CCAadoee

auch bezüglich des Perſonals
die Beſchlüſſe des Rechtsausſchuſſes zur Ausführung kom

men.

Material für den Vollsentſcheid.
Zur Bewertung und zum Vergleich der Ergebniſſe

des Volksentſcheides am 20. Juni veröffentlichen wir
nachſtehend das endgültige Ergebnis des Eintragungs
verfahrens zum Volksbegehren „Enteignung der Fürſten
vermögen“:Der Reichswahlausſchuß hat in der Sitzung am 14.

April 1926 feſtgeſtellt, daß zum Volksbegehren „Enteig
nung der Fürſtenvermögen“ im geſamten Wahlgebiet
(Deutſches Reich ohne Saargebiet) 12523 939 guültige
Eintragungen erfolgt ſind.

Zahl der Zahl der
Nr. Wahlkreis Stimm- Eintra

berechtigten gungen

1. Oſtpreußen 1318663 166078
2. Berlin 1467237 8643623. Potsdam II 1181582 5140674. Potsdam I 1175 429 4794915. Frankfurt a. d. O. 1038777 244600
6. Pommern 1148014 2047157. Breslau 1197512 3835618. Liegnitz 769460 2674159. Oppeln 79198215303810. Magdeburg 1067648 377452

114. Merſeburg 896104 307266
12. Thüringen 1411556 561530
13. SchleswigHolſtein 1005640 296078
14. WeſerEms 901857 20122815. Oſthannover 652674152647
16. Südhannover- Braunſchweig 1256015 441067
17. Weſtfalen Nord 4334136 358081
18. Weſtfalen Süd 1648767 584267
19. Heſſen-Naſſau 1571165 538098
20. Köln Aachen 1352900 366540
21. KoblenzTrier 749247 118723
22. DüſſeldorfOſt 1370820530536
23. Düſſeldorf- Weſt 1054943 259427
24. Oberbayern- Schwaben 1537258209071
25. Niederbayern 783207 61822
26. Franken 1563624 321 76027. Pfalz 563 74315908128. Dresden Bautzen 1229105 545864
29. Leipzig 863808 41804730. Chemnitz gwickau 1168670577155
31. Württemberg 1631808 478034
32. Baden 1442607 50023833. Heſſen Darmſtadt 867526 325609

Hamburg 83470239583635. WMecklenburg 573481 161160
Zuſammen [39121617 [12523939

Nach der hier angegebenen Zahl der Skimmberechtig
ten müßten für den Volksentſcheid mindeſtens 19 710 808

Stimmen abgegeben werden Vorausſichtlich wird dieſe
Zahl infolge der Aenderungen der Zahl der Stimmberech

tigten aber etwas höher ſein. Die endgültige Hahl der
Stimmberechtigten wird erſt mit dem Ergebnis des Volks
entſcheides ſelbſt vorliegen.

Bedeutender Fortſchritt in der Siedlungsfrage.

Demokra tiſcher Antrag angenommen.
Die energiſchen Bemühungen der demokratiſchen Frak

tion, die ſeit langer Zeit im Gange ſind, haben nunmehr
im Reichstagsausſchuß für Siedlung und Pachtweſen zu
einem bedeutſamen Ergebnis geführt, dem hoffentlich auch
der Reichstag und die Reichsregierung ihre Zuſtimmung
nicht verſagen werden. Dieſer Ausſchuß beſchäftigte ſich
mit deutſchnationalen, völkiſchen und demokratiſchen An
trägen zur Siedlungsfrage. Nach eingehender Ausſprache
kam folgender Antrag des demokratiſchen Abgeordneten
Rönneburg in folgender Form zur einſtimmigen
Annahme

„Der Reichstag wolle beſchließen,
die Reichsregierung zu erſuchen, zwecks Wahrung ihrer

verfaſſungsmäßigen Pflichten unter Beachtung der ver
faſſungsmäßigen Verwaltungshoheit der Länder zur
Förderung des ländlichen Siedlungswerkes und zwar ſo
wohl der Neuſiedlung, wie der damit zuſammenhängen-
den Anliegerſiedlung in den dünn bevölkerten Gebieten
geeignete Maßnahmen zu treffen.

1. Bis zur Wiederbelebung des Renten und Pfand
briefkreditweſens oder bis zur Erſchließung ſonſtiger
Bauerkreditmöglichkeiten in den nächſten fünf Jahren
einen Betrag von je 50 Millionen RM. bereitzuſtellen.
Dabei iſt die Beſchaffung eines größeren Landvorrates und
die Begebung von Einrichtungskrediten an Neuſiedler
zu berückſichtigen.2. Es iſt Vorſorge zu treffen, daß unter Fuhrung des

Reiches im Zuſammenarbeiten mit den zuſtändigen Lan-
desbehörden die für die Durchführung der Siedlüng maß-
gebenden allgemeinen Richtlinien aufgeſtellt wer
den und ihre Durchführung überwacht wird.

3. Die Mittel ſind durch die Deutſche Rentenbank-
Kreditanſtalt an die von den Ländern zu beſtimmenden
Stellen weiterzuleiten, welche die Erfüllung der vom Reich
und den Ländern zu verfolgenden Ziele verbürgen.

4. Bei der Rentenbank-Kreditanſtalt iſt ein Beirat zu
beſtellen, der die Mitarbeit der am Siedlungswerk be
teiligten Reichs und Landesbehörden ſowie des Reichs
tages ſicherſtellt.“

Hoffentlich gelingt es, was dringend erforderlich iſt,
dieſen Antrag noch vor dem Auseinandergehen des Reichs
tages zur endgültigen Verabſchiedung zu bringen. Da
mit würde dann endlich das Siedlungswerk, deſſen nationale
und bevölkerungspolitiſche Bedeutung immer größer ge
worden und von immer weiteren Kreiſen unſeres Volkes
erkannt worden iſt, nun endlich entſcheiden d voran-
gehen. Es iſt überaus bedauerlich, daß es nicht gelungen
iſt, ſchon vor einigen Monaten den Meinungsſtreit
zwiſchen der Reichsregierung und der preu
ßiſchen Regierung über die Art der Finanzierung
und der Weitertreibung des Siedlungswerkes beizulegen.
Damit iſt ein koſtbarer Teil dieſes Jahres für die Sied
lung verſäumt worden. Die dünn bevölkerten Gegenden
unſeres Reiches verlangen eine Beſiedlung mit einem ge
ſunden und lebensfähigen Bauernſtande. Die Demokrati
ſche Partei darf für ſich das Verdienſt in Anſpruch nehmen,
daß ſie in dieſer Frage, für die ſie ſeit Jahren mit aller
Energie eingeſetzt hat, und in der ſie Führerin geweſen
iſt, lange Zeit gegen den Widerſtand der Rechtsparteten,
nunmehr einen ſo bedeutſamen Erfolg erzielt hat.

Neags Deren n renDie Demokratiſche Partei an Oberbürgermeiſter Cuno.
Der Hauptvorſtand der Deutſchen Demokratiſchen

Partei hat an Oberbürgermeiſter CunoHagen aus Anlaß
ſeines 25jährigen Amtsjubiläums ein Telegramm ge
ſandt, in dem er ſeine Glückwünſche für den bewährten
Vorkämpfer vaterländiſcher und freiheitlicher Gedanken
und den bewährten kommunal-politiſchen Führer aus
ſpricht.

S e e

Demokraten und Verwaltungsreform.
Zum Haushalt des Finanz miniſteriums wurde im

Preußiſchen Landtag der nachſtehende demokratiſche
Antrag angenommen

„Das Staatsminiſterium wird erſucht, mit allem
Nachdruck eine Vereinfachung und Verbilligung der
ſtaatlichen Verwaltung durch eine durchgehende Reform
bei den Miniſterien und Behörden durchzuführen. Die
Zahl der Referenten in den Miniſterien und bei den
Provinzial und Bezirksbehörden iſt dadurch zu vermin
dern, daß die örtlichen Beamten und Behörden, ſowie die
Bezirks und Provinzialbehörden ſelbſtändiger gemacht,
daß den Referenten nur die wirklich wichtigen Sachen,
einfachere Arbeiten aber Amtsräten und Amtsmännern
zur ſelbſtändigen Bearbeitung übertragen werden. Bei
der bei natürlichem Ausgang zu vermindernden Zahl der
Beamten des höheren Dienſtes ſollen Stellen in den un
teren Gruppen des höheren Dienſtes wegfallen, ſo die Be
amten im Auſſtieg nicht geſchädigt,
beſſer geſtellt werden.

Die deutſchen Parlamentarier in Paris.
Baugarheiten und Dawesplan. Deutſchnationale

Kampfesweiſe.
Die dentſchnationgle „Schleſiſche Zeitung

Reichstagsabgeordnete Dr. Ha g s nach Paris gekommen
ſei, um einer franzöſiſchen Firma ein Geſchäft zu ver
ſchaffen. Jm Anſchluß daran hat die „Schleſiſche Zeitung
bedauert, daß ſich auf dieſe Sache nicht nur demokratiſche
und ſozialdemokratiſche Abgeordnete, ſondern auch ein
Mitglied der Deutſchen Volkspartei und ein Mitglied des
Zentrums eingelaſſen hätten. Dazu wird dem „Bemokra
tiſchen Zeitungsdienſt“ geſchrieben

Die Meldung, daß Dr. Haas und andere Parlamen-
tarier, unter ihnen der Volksparteiler Dr. Mittelmann,
die Sozialdemokraten Wiſſell und Peplow, der Wirtſchafts
parteiler Drewitz und der bayeriſche Volksparteiler Rauch,
anläßlich ihrer Reiſe nach Paris Geſchäfte privater Natur
getätigt hätten oder haben tätigen wollen, iſt frei erfün-
den. Der tatſchliche Sachverhalt iſt, daß Dr. Haas und
die genannten Parlamentarier die Pariſer Reiſe auf Er
ſuchen maßgebender Kreiſe des Deutſchen Tiefbau
ge werbes unternommen hatten, um die Frage zu
prüfen, ob nicht Bauarbeiten auf der Grundlage des
Dawesplanes zur Erleichterung der ſchweren Arbeits
loſigkeit in Deutſchland möglich ſeien. Deutſchland hat
zwei Millionen Arbeitsloſe, Frankreich hat zwei Mil
lionen fremdländiſcher Arbeiter. Bei den Beſprechungen,
die in Gegenwart der Vertreter des Miniſteriums für
öffentliche Arbeiten in Paris geführt wurden, handelte
es ſich niemals um beſtimmte Aufträge für irgendwelche
Firmen oder irgendwelche Gruppen. Von der allgemeinen
politiſchen Fühlungnahme abgeſehen, war das Ergebnis
der wirtſchaftlichen Beſprechungen eine Feſtſtellung der
Schwierigkeiten, die von den beiderſeitigen Regierungen
beſeitigt werden müßten, um Bauaufträge prinzipiell zu
ermöglichen. Die Reiſe, an der ſich der dazu auserſehe
ne Zentrumsabgeordnete infolge einer Erkrankung nicht
beteiligen konnte, geſchah übrigens mit Kenntnis des
Auswärtigen Amtes und des Reichswirtſchaftsminiſteri
ums. Es iſt überflüſſig zu betonen, daß einer der beteiligten deutſchen Parlamentarier irgend ein Jntereſſe an
einer deutſch oder franzöſiſch. Firma des Tiefbaugewerbes
hat. Die Frage war, ob, wenn Reparationen geleiſtet
werden müſſen, ſie nicht ſo ausgeſtaltet werden könnken,
daß dadurch die fürchterliche deutſche Arbeitsloſigkeit ge
mildert wird,
wert, gründlich geprüft zu werden.

Reichstagsabgeordneter Dr. Haas hat dieſen Sachver
halt der „Schleſiſchen Zeitung in konzilianteſter Form
mitgeteilt und das Blatt um eine ihm geeignete VBerich

Demokraten Geht am 20. Juni zur Abſtimmung!

ſondern allmählich

hat vor
kurzem die Behauptung aufgeſtellt, daß der demokratiſche

iſt ſicher über alle Parteigrenzen hinweg



tigung gebeten. Die „Schleſiſche Zeitung hat keinerlei
Richtigſtellung veröffentlicht. Dieſe deutſchnationale Kam
pfesweiſe richtet ſich ſelbſt.

Die deutſchen Parlamentarier in Paris.
Bei einer Beſprechung des Beſuches deutſcher Parla

mentarier in Paris ſchrieb der „Hannoverſche Kurier“ in
ſeiner Nummer 248 vor kurzem

„Einige deutſche demokratiſche und ſozialdemokratiſche
Abgeordnete, die in Paris in dem Glauben eintrafen, an
einer deutſch franzöſiſchen Wirtſchaftskonferenz teilzuneh
men, könnte man als naive Opfer ihrer Leichtgläubigkeit
beklagen, und man würde dann über die ganze Sache hin
weggehen. Man muß aber feſtſtellen, daß die Herren
die Folgen ihrer Wichtigtuerei zu tragen haben werden,
die ſie dazu veranlaßte, bedenklos auf jeden Lockruf zu
hören, der in Paris ertönt, ohne Rückſicht darauf, ob
durch derartige unbedächtige und unüberlegte Geſchäftigkeit
micht höhere Jntereſſen in ſchwerſter Weiſe gefährdet
werden.

Wer ſind nun dieſe deutſchen demokratiſch und ſozial
demokratiſchen Abgeordneten Der „Hannoverſche Kurier“
nennt ſelbſt folgende Namen: Dr. Ludwig Hagaſe, Dr. Mit
telmann, Heinrich Drewitz, Dr. Krohne, Fritz Peplow,
Hans Rauch und Rudolf Wiſſel. Es braucht nur feſtge
ſtellt zu werden. Dr. Mittelman gehört der Fraktion
der Deutſchen Volkspartei, Heinrich Drewitz der Wirt
ſchaftspartei und Herr Rauch der Bayeriſchen Volkspartei
an. Das mußte der „Hannoverſche Kurier“ wiſſen, und
krotzdem wird nur von den „demokratiſchen und ſozialde
mokratiſchen“ Abgeordneten geſprochen. Ein ſolches Ver
fahren richtet ſich ſelbſt. Man braucht dem nichts hin
zuzufügen.

e

Reichsfrauentagung

der Deutſchen Demokratiſchen Partei am 25., 26. und 27.
Juni in Erfurt, Hotel „Haus Koſſenhaſchen“. Fre i
tag, den 25. Juni, abends 8 Ahr: Begrüßungsabend im
Hotel „Haus Koſſenhaſchen Sonnabend, den 26.
Juni, vorm. 10 Uhr 1. Eröffnung durch die Vorſitzende
Frau Dönhoff, M. d. L., Soeſt i. W. 2. Dr. Frau
Marie Eliſabeth Lüders, M. d. R., Berlin, ſpricht
über: „Organe und Aufgaben der Außenpolitik. Aus
ſprache. Gemeinſames Mittageſſen im Hotel „Haus
Koſſenhaſchen“. Sonnabend, den 26. Juni, nachm.
3 Ahr: Geſchloſſene Sitzung a) Bericht der 1. Vorſitzen
den über die Organiſation; b) Ergänzungsbericht der
Geſchäftsführerin; c) Wahl der 1. Vorſitzenden des
Reichsfrauengausſchuſſes; d) Wahl der 2. und 3. Vorſitzen
den; e) Verſchiedenes. Abends 8 Ahr öffentliche poli
tiſche Verſammlung. Sonnabend, den 26. Juni,
abends 8 Uhr: Große öffentliche politiſche Verſammlung
in der Aula der Oberrealſchule, Krämpferring. Leitung:
Miniſterialrat Dr. Gertrud Bäumer, M. d. R.,
Berlin. Redner Reichsminiſter a. D. Erich Koch, M.
d. R. Berlin. Sonntag, den 27. Juni, vorm.
10 bis nachm. 4 Ahr: 1. „Kritik- und Reformgedanken zur
Sozialpolitik“, einleitendes Referat von A. Erkelenz,

M. d. R. Berlin. 2. Die Arbeitsvermittlung als Teil
der Sozialpolitik“. Referentin: Frl. Hedwig Pruz,
Stuttgart, vom Landesarbeitsamt Württemberg. 3. „Die
Sozialverſicherung in ihrer Bedeutung für die Frau und

die Familie. Referentin: Frl. Oberregierungsrat Dr.
Marie Baum, Karlsruhe. Ausſprache Am Abend
zwangloſes gemütliches Beiſammenſein. (Vorausſichtlich
Ausflug im Wagen in den Erfurter Steigerwald; im
Verſammlungslokal Konzert des Reichsbanners.)

Miniſterialdirektor Ritter als Nachfolger Kempners.
Vor kurzem hatte die „Tägliche Rundſchau“ gemeldet,

daß vorausſichtlich als Nachfolger des Staatsſekretärs
Kempner ein Beamter des Reichsarbeitsminiſteriums in
Frage komme. Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“

c ]]]]h|-uwz,netdw-—--xm-mc7]crccchceoccCcccCc.
Frankenſtützungsaktion.

(Frankreich, Jtalten und Belgien haben einen Dreibund
zur Stützung des ſtürzenden Frank gebildet.)
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Marianne: „Wenn nur keiner von uns Dreien los
2

Jäßt; dann fallen wir alle Dreie um!“

übung ſtaatsbürgerlichen Rechts,

erfährt, handelt es ſich um den Miniſterialdirektor Ritter
im Reichsarbeitsminiſterium, der auf Vorſchlag des Reichs
arbeitsminiſters zum Nachfolger des näch dem 20. Juni
aus dem Amte ſcheidenden Staatsſekretärs Kempner er
nannt werden ſoll.

Oberreichsanwalt Werner und die Sozialdemokratie
Jn demokratiſchen Kreiſen iſt mehrfach Beſchwerde

darüber geführt worden, daß die Demokratiſche Partei
nichts getan habe, um die Ernennung des Geheimen Re
gierungsrats Werner zum Oberreichsanwalt zu verhin
dern. Gegenüber dieſen Beſchwerden muß darauf hinge
wieſen werden, daß von demokratiſcher Seite gegen die
Ernennung Werners zum Oberreichsanwalt Bedenken
erhoben worden ſind. Dieſe Bedenken konnten aber nicht
aufrecht erhalten werden, nachdem bekannt geworden war,
daß namhaft ſozialdemokratiſche Vertreter der preußiſchen
Staatsregierung mit der Ernennung durchaus einver
ſtanden waren, und daß ferner der frühere ſozialdemo
kratiſche Reichsjuſtizminiſter Radbruch ſich für die Er
nennung Werners zum Oberreichsanwalt beſonders ein
geſetzt hatte.

Landbundgelder für den „Stahlhelm“.

Der „Vorwärts“ brachte kürzlich ein Schreiben
des Land bundes Pommern, Kreisgruppe Stolp,
an die Mitglieder der Arbeitsgruppe, in dem es heißt:

„Die Leitung des Stahlhelms, Bund der Frontſol
daten, Kreisgruppe Stolp, iſt an uns mit der Bitte her
angetreten, in den Kreiſen unſerer Mitglieder durch
eine Geldſammlung die Beſtrebungen des Stahlhelms
zu unterſtützen. Die Bewegung, die gerade in aller
letzter Zeit im Kreiſe Stolp einen ganz erheblichen Auf
ſchwung genommen hat, kann aus Mangel an Mitteln
nicht in dem Maße weitergetrieben werden, wie es im
Intereſſe der guten Sache notwendig erſcheint. Die
Bildung von Ortsgruppen auch in den kleinſten Ort
ſchaften des Landkreiſes ſcheitert an dieſem Amſtand.
Die jetzt in Ausſicht genommene Aufnahme der
ſportlichen und militäriſchen Betäti
gung der Mitglieder des Stahlhelms er
fordert ſehr erhebliche Mittel, die allein von den Bei
trägen nicht aufzubringen ſind.“

Der Stahlhelm wird immer wieder als wirtſchaft
liche Organiſation vezeichnet, die pommerſchen Land
bündler aber werden zur Hergabe von Unterſtützungen
angefordert, damit die ſehr erheblichen Mittel für die
militäriſche Betätigung des Stolper „Stahlhelms“
zuſammenkommen. Der „Vorwärts“ ſetzt ſeiner Mel
dung noch die Bemerkung voran, daß vom Landbund er
klärt worden ſei, die Landwirte könnten das nötige Geld
für die St euern nicht aufbringen, und doch würden,
wie ſich zeigt, für politiſche Beſtrebungen Sum-
men ausgeworfen, mit denen die Steuerbeträge bequem

zu decken wären. e
Bezirk Halle.

Veteiligung an der Volbsahftimmung!

Die Beteiligung an der Abſtimmung zum Volksent
ſcheid iſt angeſichts des von den Rechtsverbänden geübten
Terrors zur Pflicht geworden. Jhre Parole, „Stimm
enthaltung“ iſt eine unwürdige Beeinfluſſung der Aus

b die durch ein am Abſtimmungstage angedrohtes Kontroll und Spionageſyſtem
ſchon beſtehende politiſche Gegenſätze auf die Spitze treiben
ſoll. Wohin müſſen wir kommen, wenn durch derartige
unlautere Mittel die Geheimhaltung der Stimmabgabe
abſichtlich zerſchlagen und gewiſſermaßen automatiſch jeder
Abſtimmende, unbeſehen ob er mit Ja oder Nein geſtimmt
hat, öffentlich herabgeſetzt werden ſoll Zwiſchen Beam
ten, die auf ein Zuſammenarbeiten angewieſen ſind, zwi
ſchen Geſchäftsleuten und Konſümenten müſſen auf dieſe
Weiſe wahrhaft unerträgliche Verhältniſſe entſtehen. Die
üble Zeit öffentlich kontrollierter Stimmabgabe, wie ſie
früher zur preußiſchen Landtagswahl beſtand, haben wir
glücklicherweiſe hinter uns. And den erneuten heim
tückiſchen Verſuch, der Freiheit des einzelnen Staatsbür
gers wiederum Gewalt anzutun,
Menſch, wo er auch ſonſt politiſch ſtehen mag, unter
ſtützen. Gehe deshalb jeder am 20. Juni zur Volks
abſtimmung! And wie man ſtimmen will, darüber ent
ſcheide jeder nach ſeiner eigenen inneren Aeberzeugung!

Die Parole der Deutſchen Demokrati-
ſchen Partei lautet Freiheit des Ge
wiſſens. Freiheit der Abſtimmung. Jeder
gehe zur Arne am 20. Juni.

Paulus-Kirchenblatt und Volksentſcheid.

Jn dem Artikel der vorigen Nummer „Kirche und
Staatsbürgerrecht der ſich mit einem im Paulus-
Gemeindeblatt erſchienenen Artikel gegen Beteiligung am
Volksentſcheid beſchäftigt, wird zu Anfang geſagt: „Die
Paulus Gemeinde gibt ein Kirchenblatt heraus Das
entſpricht nicht den Tatſachen. Das „Kirchenblatt für die
Paulusgemeinde“, wie der Titel lautet, iſt eine reine
Privatſache des Herrn Pfarrer Bach. We
der die anderen Paſtoren noch der Gemeindekirchenrat ſind
daran beteiligt, auch werden kirchliche Gelder dafür nicht
in Anſpruch genommen. Mehrfach iſt Herrn Pfarrer Bach
der Wunſch ausgeſprochen worden, den Jnhalt eines
Blattes, das unter dieſem Titel erſcheint, vorher den an
deren Paſtoren oder dem Gemeindekirchenrat vorzulegen.
Das iſt immer von ihm abgelehnt worden. Somit iſt Herr
Pfarrer Bach allein für das Blatt und ſeinen Jnhalt ver
antwortlich, auch für den bedauerlichen Artikel über den

darf kein aufrechter

genügend orientiert

Volksentſcheid, der die Kirche in politiſche Dinge hine
zieht.

Margarete Schrecker,
Mitglied des Gemeindekirchenrats St. Paulus.

Zur Fürſtenenteignung.
bringt das vom „Bund freier Volkskirche“ herausgegebe
Mitteilungsblatt „Mut und Kraft eine kleine
handlung, in der die Stellung der Kirche zu dieſer he
umſtrittenen Frage in einer u. E. wirklich chri
lichen Auffaſſung niedergelegt wird. Es heit
darin, nachdem eine Zuſammenſtellung der Anſichten f.
und wider vorangeſchickt
folgerung folgendermaßen

Alſo
Gerade, wenn man verſucht, vor Gott klar zu we

den, dann zeigt ſich, daß die Schwierigkeiten ungeheun
ſind. Die Schwierigkeiten ſind ſo groß, daß die Kirch
niemals zu dem einzelnen ſagen kann So mußt du a
ſtimmen.
nur ſagen: Ringe vor Gott um die richtige Entſcheidun
bitte darum, daß Gott dir den richtigen Weg zeige

Das iſt das, was die Kirche ſagen kann. Sie kan
alſo nur dem einzelnen ſeine Entſcheidung aufs Gewiſſ
legen. Für ihn entſcheiden oder ihn im Namen Gottes
einer beſtimmten Entſcheidung zwingen, das kann ſie nig

Jn Wirklichkeit dürfte es ſo liegen, daß wir uns de
großen ſchuldvollen Zuſammenhang des Geſchehens nie
entziehen können, daß darum auch hier jeder ſchuldig wir
wie er auch abſtimmt. Schuldlos kann keiner Ervorgehe
ob er mit Ja, mit Nein oder gar nicht abſtimmt.

S i ch e r
iſt nur dies, daß die Kirche das Amt und den Auftrag he
allen Menſchen alſo auch den Fürſten zuzurufen
„Wenn ihr Nahrung und Kleidung habt, ſo laſſet eu
genügen; denn die da reich werden wollen, fallen in Ve
ſuchung und Stricke und viel törichte und ſchädliche Lüſte
(1. Thim. 6.) Und ferner hat ſie al len Menſchen, al
auch den Fürſten, zu ſagen: Opfert! Dient! Zeigt, do
ihr Diener des Volkes und nichts als Diener ſein woll

Falkenberg (Bez. Halle). Die Ortsgruppe der D.
P. hielt am Freitag, den 11. Juni 1926, ihre Monat
verſammlung im Kaiſerhof ab. Der Vorſitzende, Rekko
Wunderlich, konnte einige neue Mitglieder begri
ßen. Er machte dann Ausführungen zu den letzten pol
kiſchen Ereigniſſen, der Regierungskriſe, der Flaggenve
ordnung und zu dem am nächſten Sonntag ſtattfindende
Volksentſcheid. Die anſchließende Debatte gab rege Au
ſprache über die Stellung der einzelnen Parteien zu
Volksentſcheid und hob beſonders hervor, daß die Meh
heit des deutſchen Volkes über die Grundfragen der Fü
ſtenabfindung und über das Einkommen und Vermöge
der Fürſten ſowohl vor als nach dem Volksentſcheid i

ſei. All terin den ländlichen Bezirke
richtete Blätter, zu denen unter andern auf
blatt gehört, geleſen werden. Zur Verleſung gelangte dan
der Aufruf des „Staatsbürgerlichen Ausſchuſſes zur För

D. D. P. Halle.

Heute

ſpricht

Staatsminiſter
Dr. Schreiber

Beginn der Mitglieder Verſammlung

abends 8 Uhr.

tung, die Reichstagsfraktion und die Landtagsfraktion ge
richtet werden ſoll, in welchem das Mißfallen zum Aus

Sonnabend, den 19. Juni
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druck gebracht wird, daß in letzter Zeit wieder führende
Stellen Oberreichsanwalt, Generaldirektor der Reichs
bahn, Präſident des Landesfinangamtes des Freiſtaates
Sachſen und Geſandtſchaftspoſten in Bukareſt mit aus
ſchließlich rechtsgerichteten Männern beſetzt worden ſeien
Wo bleibt da die „Demokratiſterung der Verwaltung?“
Feſtgelegt wurde, die nächſte Mitgliederverſammlung am
9. Juli d. J. im Katſerhof abzuhalten. Jn der Mitte des
Monats will man verſuchen, ein Zuſammenkommen am
Stammtiſch einzurichten

Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Münz, Magdeburg

Druck Buchdruckerei Hugo Alpers (Allg. Ztg.), Delitzſch
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